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Weiterentwicklung der Werkstätten

Der UN-Fachausschuss hat sich bereits 2015 
über die Segregation auf dem deutschen Arbeits-
markt besorgt gezeigt. Der Ausschuss forderte 
die Bundesregierung auf, wirksame Rahmenbe-
dingungen für einen inklusiven Arbeitsmarkt  
zu schaffen. Diese Kritik hat der 19. Bundestag 
aufgegriffen und die Bundesregierung aufgefor-
dert, eine „Studie zu einem transparenten, nach-
haltigen und zukunftsfähigen Entgeltsystem 
für Menschen mit Behinderungen in Werkstät-
ten für behinderte Menschen (WfbM) und deren 
Perspektiven auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt“ 
in Auftrag zu geben.

Im September 2023 wurde der Abschlussbericht 
der Studie veröffentlicht. Gleichzeitig hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) verschiedene Akteure zu einem struk-
turierten Dialog über die Weiterentwicklung der 
WfbM eingeladen.

Für den Entwicklungsprozess hat das BMAS 
vier Handlungsfelder ausgemacht. Den Zugang 
zur Werkstatt, den Übergang aus der Werkstatt 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, das Werk-
stattentgelt und die Teilhabe von Menschen mit 
komplexen Behinderungen. Ein Gesetzesentwurf 
zur Weiterentwicklung wurde für Anfang 2024 
angekündigt. 
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  bitte beachten Sie unsere neuen Preise ab dem Heft 1/2024 (siehe Impressum). Mehr Informationen zur Preiserhöhung  

finden Sie im Heft 3/2023 auf S. 149. 
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